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Steinkohlebergbau unter dem Rhein und seinen Niederterrassen,

steigende Probleme des Katastrophenschutzes in der Region,

befürchtete Schäden für das Leben, die Gesundheit und das Eigentum der Bürger
Sehr geehrte Damen und Herren,

wir, die Schutzgemeinschaft Bergbaubetroffener (SGB) e.V., vertreten in Rheinberg und den umliegenden Gemeinden etwa 1.200 Mitglieder in ihren Aktivitäten gegen die drohenden Ewigkeitsschäden durch den beabsichtigten Steinkohleabbau des Bergwerks West der Deutschen Steinkohle AG (DSK). Der Abbau unter den Niederterrassen des Rheins ist im Antrag für den Rahmenbetriebsplan (RBP) 2003 bis 2019 beschrieben. Die Erörterung des RBP im November/Dezember 2002 verdeutlichte, welche nie wieder gut zu machenden weiteren Schäden in den Poldern am Niederrhein entstehen werden. Wir wenden uns an Sie, da wir befürchten müssen, dass der RBP trotz aller Bemühungen um Nachhaltigkeit und wider alle Vernunft durch die Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 8 Bergbau und Energie in NRW genehmigt wird. 

Etwa 6.000 Bürgerinnen und Bürger sowie juristische Personen haben mit ihren fristgerechten schriftlichen Einwendungen gegen die Genehmigung des RBP protestiert. Ferner haben Vertreter der SGB, unterstützt durch ihre Mitglieder und weitere Bürger, an allen Tagen des Erörterungstermins in Kamp-Lintfort berechtigte Sorgen und Befürchtungen vorgetragen.

Der Kohlebergbau hat bereits in der Vergangenheit große potentielle Überschwemmungsrisiken geschaffen. Der Vertreter der Bezirksregierung Düsseldorf, 

Herr Regierungsdirektor Rainer Biallas, erklärte dazu anlässlich der Auftaktveranstaltung des Runden Tisches „Hochwasserschutz am Niederrhein“ am 20.02.2003 in Wesel: „Die Poldergebiete des Regierungsbezirks Düsseldorf umfassen auf einer Fläche von 1.200 km2  1,4 Mio. Menschen und 128 Mrd. Euro Sachgüter. In der Landesplanung hat man die Bedeutung des Hochwasserschutzes lange Zeit verkannt und sich erst in den letzten Jahren dieses Themas verstärkt angenommen. Das Thema der deichgeschützten Bereiche ist bisher in der Landes- und Regionalplanung nicht behandelt worden.“

Das Hochwasserschadenspotential im nordrhein-westfälischen Rheinabschnitt, insbesondere aber unter den Niederterrassen des Rheins, ist in den zurückliegenden Jahren häufiger untersucht und ermittelt worden. Dazu gehört beispielsweise eine Untersuchung im Auftrag des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft NRW (MURL), deren Ergebnisse in den mehrfachen Auflagen der Hochwasserfibel NRW, herausgegeben vom MURL, zusammengefasst sind. Danach sind bei einem 200-jährigen Hochwasser 80 bis 100 % der Fläche der Stadt Rheinberg betroffen.
Der hier noch nicht berücksichtigte laut Rahmenbetriebsplan vorgesehene Steinkohlebergbau des Bergwerks West der DSK wird die betroffenen Flächen weiter vergrößern und die Überflutungshöhen deutlich steigern. Hinzu addieren sich die Gefahren, welche vom Bergwerk Walsum mit seinem Steinkohleabbau unter dem Rhein und seinen Banndeichen ausgehen.

Deutschland hat ebenso wie zahlreiche europäische Rheinanlieger-Staaten einen Vertrag mit der Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins (IKSR) abgeschlossen. Die wichtigsten Ziele der IKSR sind schon in ihrem Aktionsplan Hochwasser aus dem Jahre 1998 festgelegt. Danach sind die Schadensrisiken am Rhein bis zum Jahr 2005 um 10 % und bis 2020 um 25 % zu vermindern. 

An diesen Vertrag, der mit hohen EU-Mitteln gefördert wird, ist Deutschland ebenso wie die anderen Staaten am Rhein gebunden. Eine weitere Ausdehnung der Schadensrisiken durch den Steinkohlebergbau der DSK unter den Niederterrassen des Rheins, dem Strom und seinen Deichen widerspricht dem internationalen Vertrag.
Ein großes, dicht besiedeltes linksrheinisches Wohngebiet, Rheinberg-Annaberg, das heute noch als überflutungsfrei ausgewiesen wird und dem Katastrophenschutz der Stadt als Rettungsinsel zur Verfügung steht, soll nach der Genehmigung des Rahmensbetriebsplans um 5,50 m, also um die Höhe von zwei Stockwerken, abgesenkt werden. Das heute noch überschwemmungssichere Gebiet wird so entsprechend den Festlegungen der Tiefenklassen der Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins (IKSR) bei einer Tiefe von über 4,00 m zu einem Stadtteil mit hoher Lebensgefahr für Menschen und hohem Risiko für einen Totalschaden.

Ein Gutachten des Instituts für Wasserbau und Wasserwirtschaft der RWTH Aachen unter Leitung von Univ.-Prof. Dr.-Ing. Jürgen Köngeter zu den Auswirkungen des geplanten Abbaus des Bergwerks West auf potentielle Überflutungsflächen infolge eines Deichbruchs ergänzt und bestätigt diese Angaben.

Herr Tjerk Miedema, Kleve, 30 Jahre lang weltweit verantwortlich für das Risikomanagement und den Katastrophenschutz eines multinationalen Konzerns, erklärte am 20.12.2002 anlässlich der Erörterung des Rahmenbetriebsplan für das Bergwerk West: „Ich versuchte mir über die Region am Niederrhein einen Überblick - wie bei einem Flug mit einem Hubschrauber - zu verschaffen. Dabei stellte ich fest, es handelt sich hier um eine strategisch wichtige Region von nationaler Bedeutung. Wird sie lahm gelegt, wozu der Bergbau beigetragen hat und durch zusätzliche Vergrößerung und Vertiefung der „Badewanne“ weiter beizutragen beabsichtigt, so ist das Schadenspotential mit dem Bruttoinlandsprodukt von 

NRW vergleichbar. Dem gegenüber hat der Bergbau heute keine strategische Bedeutung mehr. Seine Einstellung bleibt ein beherrschbares Problem.“
Die Frankfurter Rundschau vom 29.08.2002 berichtet unter der Schlagzeile „Hochwasserschutz jetzt oder nie“ über die Forderungen von Reiner Böhm. Böhm ist Universitätsprofessor an der TU Darmstadt und einer der profiliertesten Experten in Sachen Hochwasserschutz in Deutschland. Dort heißt es: „Die Bilder im Osten haben dem Hochwasser ein Gesicht gegeben. Doch ist die Flut erst einmal verlaufen, - am Niederrhein müsste dagegen wochenlang abgepumpt werden - gerät auch deren Schrecken schnell wieder aus dem Blick“. Hochwasserexperten der TU Darmstadt fordern, Politiker und Bürger über das Risiko entlang der Gewässer besser zu informieren, um nachhaltige Veränderungen zu erreichen. „Alle haben sich vor dem Thema gedrückt“, sagt Böhm. Aber jetzt hat die Flut an der Elbe Häuser und Straßen weggespült, hat Menschenleben gekostet und Milliarden Euro Aufbauhilfe untergehen lassen. Das Entsetzen ist groß, und dennoch, „In zwei Jahren ist das Thema wieder vom Tisch“, ist sich Böhm sicher. 

Seit die Bilder von der Elbe dem Hochwasser im Sommer 2002 ein Gesicht gegeben haben, leben die Menschen am Niederrhein, besonders aber im Bereich der alten und neu geplanten Senkungen des Steinkohlenbergbaus der DSK-Bergwerke Walsum und West, erst recht in ernster Sorge. Anders als es die Bezirksregierung Arnsberg darzustellen versucht, handelt es sich bei der Überflutungsgefahr am Niederrhein nicht um eine abstrakte, unrealistische Risikolage, sondern um ein Problem, das im Jahr 1926 bereits Realität war und dem die Region während des Weihnachtshochwassers 1993/1994 und des Januarhochwassers 1995 gerade noch einmal entgangen ist. Es kommt hinzu, dass am Niederrhein das natürliche Gefälle für das Abfließen weitgehend fehlt. Hier muss dann wochenlang abgepumpt werden.

Es hilft nichts. Die Politik kann die Hochwasserproblematik nicht dauernd leugnen und dabei meinen, das Problem löse sich so von selbst. Viel mehr muss geschehen...

Der Bergbau unter dem Rhein und seinen Niederterrassen ist und bleibt gemeinschädlich, er gefährdet das Leben Tausender Menschen und enorme Werte an Sachgütern. Wirtschaftlich ist er ein Hemmnis für die Weiterentwicklung der Region.

Die DSK und die IGBCE haben bereits dem kurzfristigen Auslaufen von zwei weiteren Bergwerken in Deutschland zugestimmt. Dies müssen die beiden bei weitem umweltschädlichsten und das größte Schadensniveau verursachenden Bergwerke am Niederrhein, nämlich Walsum und West, sein. Angebliche wirtschaftliche Gesichtspunkte der DSK müssen angesichts der ohnehin fehlenden Wirtschaftlichkeit des hoch subventionierten deutschen Bergbaus zurückstehen.

Wir bitten den Petitionsausschuss, die Hochwasserproblematik einschließlich aller ihrer Konsequenzen und Auswirkungen zu überdenken, den Willen und die Sorgen der Bürgerschaft - gerade auch angesichts der aktuellen Wahlergebnisse - zu berücksichtigen, die Verweigerung des Rahmenbetriebsplans für das Bergwerk West zu veranlassen und dafür Sorge zu tragen, dass die Förderung im Bergwerk Walsum zeitnah ausläuft.

Diese Maßnahme, so wenig erfreulich sie für die Mitarbeiter der DSK sicherlich sein wird, ist für die Gefahrenreduzierung der niederrheinischen Bevölkerung im Regierungsbezirk Düsseldorf unabdingbar. Das Schadenspotenzial ist einfach zu groß. Es muss deshalb auch hier gelten: Gemeinwohl geht vor Eigenwohl!!!

Mit freundlichen Grüßen

SGB Rheinberg e.V., Vorstand

Rudolf Koop                                       Dr. Peter Lohe

Anlage:  Schreiben der SGB vom 07.11.2002

               an die Staatsministerin für Umwelt und Verbraucherschutz NRW

               Frau Bärbel Höhn

               mit Kopie an den Ministerpräsidenten NRW

               Herrn Peer Steinbrück 










	Vorstandsteam: 

U. Behrens, V. Eisenlohr, S. Kalinowski, R. Koop, Dr. P. Lohe, A. Michel, U. Müller, M. Pfau, B. Reder, J. Schwerdt.
	
	Bankverbindung: 

Sparkasse Rheinberg

Konto 12 10 12

BLZ 354 517 75

- Spenden sind abzugsfähig -
	Kontakt:

Tel.: 02843-920498

Fax: 02843-920441

E-Mail:     kontakt@sgb-rheinberg.de
Website:  www.sgb-rheinberg.de


	Vorstandsteam: 

U. Behrens, V. Eisenlohr, S. Kalinowski, R. Koop, Dr. P. Lohe, A. Michel, U. Müller, M. Pfau, B. Reder, J. Schwerdt.
	
	Bankverbindung: 

Sparkasse Rheinberg

Konto 12 10 12

BLZ 354 517 75

- Spenden sind abzugsfähig -
	Kontakt:

Tel.: 02843-920498

Fax: 02843-920441

E-Mail:     kontakt@sgb-rheinberg.de
Website:  www.sgb-rheinberg.de



